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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. März 1969 

III/l — 68070 — 5213/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Richtlinie des Rates für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Lenkanlagen von 
Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 25. Februar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu. ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Lenkanlagen von Kraftfahrzeugen 
und ihren Anhängern 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf die Richtlinie des Rates vom zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis von Kraftfahr- 
zeugen und ihren Anhängern^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

IN ERWÄGUNG NACHSTEHENDER GRÜNDE: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften ge- 
nügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Lenkanlagen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit ihrer Harmonisierung, vor allem um für 
jeden Fahrzeugtyp das EWG-Betriebserlaubnisver- 
f ähren einführen zu können, wie es in der Richtlinie 
vom behandelt ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle am Straßenverkehr teilnehmenden Kraftfahr- 
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zeuge mit oder ohne Aufbau, mit mindestens vier 
Rädern und einer bauartbedingten Höchstgeschwin- 
digkeit von mehr als 25 km/h sowie ihre Anhänger. 

Artikel 2 

Kein Mitgliedstaat darf die EWG-Betriebserlaub- 
nis noch die Betriebserlaubnis nationaler Geltung 
eines Fahrzeugs aus Gründen betreffend die Lenk- 
anlagen versagen, wenn diese den im Anhang fest- 
gelegten technischen Vorschriften entsprechen. 

Artikel 3 

1 . Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hiervon. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission von allen Ent- 
würfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sie auf dem von dieser Richtlinie erfaßten 
Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen die bestehende Rege- 
lung erst drei Jahre nach Veröffentlichung dieser 
Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften außer Kraft setzen, um nur die dieser Richt- 
linie gemäßen Bestimmungen in Kraft zu lassen. 

Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Lenkanlagen von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern 


1 Begriffsbestimmungen 

1.1 „Lenkanlage'' 

Als „Lenkanlage" bezeichnet man die gesamte Einrichtung, 
die dazu dient, eine Richtungsänderung des Fahrzeugs zu er- 
möglichen: 

Die Lenkanlage umfaßt: 

— die Betätigungseinrichtung 

— die Übertragungseinrichtung 

— die gelenkten Räder 

— ggf. eine besondere Einrichtung zur Erzeugung der Hilfs- 
und Fremdkraft. 

1.1.1 „Betätigungseinrichtung" 

Als „Betätigungseinrichtung" bezeichnet man den Teil der 
Lenkanlage, der zur Lenkung des Fahrzeugs vom Führer un- 
mittelbar betätigt wird. 

1.1.2 „ übe rt ragungs e in ri chtung " 

Als „Übertragungseinrichtung" bezeichnet man den Teil der 
Lenkanlage, der zwischen der Betätigungseinrichtung und den 
gelenkten Rädern liegt. Die Übertragung kann mechanisch, 
hydraulisch, pneumatisch, elektrisch oder kombiniert sein. 

1.1.3 „Gelenkte Räder" 

Als „gelenkte Räder" bezeichnet man den Teil der Lenkanlage, 
mit dem man die Richtungsänderung des Fahrzeugs bewirkt. 
Nicht hierzu gehören selbstspurende Räder. 

1.1.4 „Besondere Einrichtungen" 

Als „besondere Einrichtungen" bezeichnet man den Teil der 
Lenkanlage, mit dem eine Hilfs- oder Fremdkraft erzeugt wird. 
Hierzu gehören z. B. Druckölpumpen, Luftpresser und Speicher, 

1.2 „Verschiedene Arten von Lenkanlagen" 

1.2.1 Nach Art der Erzeugung der Lenkkraft, die für die Richtungs- 
änderung an den gelenkten Rädern nötig dst, werden folgende 
Lenkanlagen unterschieden: 

1.2. 1.1 Muskelkraft-Lenkanlage, bei der die Lenkkraft ausschließlich 
vom Führer aufgebracht wird; 

1.2. 1.2 Hilfskraft-Lenkanlage, bei der die Lenkkraft von der Muskel- 
kraft des Führers und von besonderen Einrichtungen nach 
Punkt 1,1,4 aufgebracht wird; 

1.2. 1.3 Fremdkraft-Lenkanlage, bei der die Lenkkraft ausschließlich 
von besonderen Einrichtungen nach Punkt 1.1.4 aufgebracht 
wird. 

1.2.2 Wird die für den Lenkeinschlag der Räder eines Anhängers 
nötige Lenkkraft ausschließlich von der Relativbewegung zwi- 
schen Zugfahrzeug und Anhänger bewirkt, so wird die Lenk- 
anlage des Anhängers nicht als eine Hilfskraft- oder Fremd- 
kraft-Anlage angesehen. 
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1.3 „Betätigungskraft" 

Als „Betätigaingskraft" bezeichnet man die vom Führer zum 
Lenken auf die Betätigungseinrichtung ausgeübte Kraft. 


2. Bau-, Montage- und Prüf Vorschriften 

2.1 Allgemeine Vorschriften 

2.1.1 Die Lenkanlage muß ein leichtes und sicheres Lenken des 

Fahrzeugs gewährleisten; sie ist, wenn nötig, mit einer Lenk- 
hilfe zu versehen. 

2.2 Besondere Vorschriften 

2.2.1 Betätigungseinrichtung 

2. 2. 1.1 Die Betätigungseinrichtung muß handgerecht und griffig sein; 
sie muß so beschaffen sein, daß ein abstufbares Lenken ge- 
währleistet ist. Die Bewegungsrichtung der Betätigungseinrich- 
tung muß mit der beabsichtigten Richtungsänderung des Fahr- 
zeugs übereinstimmen. 

2. 2. 1.2 Die Betätigungskraft darf beim Übergang von der Geradeaus- 
fahrt zum Lenkeinschlag, der zur Erzielung des Wendekreises 
von 12 m Radius erforderlich ist, 25 kg nicht überschreiten. 
Bei Hilfskraftanlagen darf bei Ausfall der Hilfskraft die Be- 
tätigungskraft 60 kg nicht überschreiten. 

2.2. 1.3 Zur Überprüfung der Vorschrift unter Punkt 2. 2. 1.2 ist das 
Fahrzeug aus der Geradeausfahrt mit einer Geschwindigkeit 
von 10 km/h in eine Spirale zu fahren. In dem Augenblick, in 
dem die Lenkradstellung einen Wendekreis von 12 m Halb- 
messer erreicht, wird die Betätigungskraft am Lenkrad ge- 
messen, die die vorgeschriebenen Werte nicht überschreiten 
darf. 

Die Zeit für das Wendemanöver (d. h. die Zeit zwischen Beginn 
der Betätigung des Lenkrads bis zum Augenblick des Er- 
reichens der Meßstellung) darf im Normalfall nicht mehr als 
4 Sekunden und bei Ausfall der Lenkhilfe nicht mehr als 
6 Sekunden betragen. Es ist ein Lenkeinschlag nach rechts und 
einer nach links auszuführen. Bei der Prüfung muß das Fahr- 
zeug das technisch zulässige Höchstgewicht, die vom Hersteller 
angegebene Verteilung dieses Höchstgewichts auf die Achsen 
und den vorgeschriebenen Reifendruck haben. 

2.2.2 Übertragungseinrichtung 

2.2.2. 1 Die Lenkanlagen dürfen keine ausschließlich pneumatischen 
oder hydraulischen Übertragungsmittel haben. 

2. 2. 2. 2 Die Lenkbarkeit des Fahrzeugs muß erhalten bleiben, auch 
wenn die hydraulischen, pneumatischen oder elektrischen Teile 
der Übertragungseinrichtung ausfallen. 

2. 2. 2. 3 Mechanische Ubertragungseinrichtungen müssen so bemessen 
sein, daß sie den im Betrieb auftretenden Beanspruchungen 
gewachsen sind. Sie müssen zur Wartung oder Überprüfung 
leicht zugänglich sein. 

2.2.3 Gelenkte Räder 

2.2.3. 1 Die gelenkten Räder dürfen nicht ausschließlich die Hinter- 
räder sein. 
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Besondere Einrichtungen 

Die Lenkkraft darf nicht ausschließlich von den in Punkt 1.1.4 
definierten „besonderen Einrichtungen" aufgebracht werden. 

Ist die Hilfskraft-Lenkanlage nicht mit einer eigenen Hilfs- 
kraftquelle versehen, so muß die Ubertragungseinrichtung 
einen Energiespeicher haben. Wird als Energie Druckluft ver- 
wendet, so muß der Luftbehäfter durch ein Überströmventil 
ohne Rückströmung abgesichert sein. 

Bei Ausfall der besonderen Einrichtung muß die Lenkbarkeit 
des Fahrzeugs erhalten bleiben. 
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Begründung 


Die vorliegende Rfchtlinie gliedert sich in den Rah- 
men des gemeinschaftlichen ßetriebserlaubnisverfah- 
rens ein; dieses Verfahren ist in einem Richtlinien- 
vorschlag der Kommission enthalten, der am 16. Juli 
1968^) dem Rat unterbreitet wurde. Es handelt sich 
hierbei um technische Bau-, Montage- und Prüfvor- 
schriften betreffend die Lenkanlagen, denen die 
Kraftfahrzeuge sowie ihre Anhänger genügen müs- 
sen, wenn die gemeinschaitliche Betriebserlaubnis 
beantragt wird. 

Der Geltungsbereich wurde auf alle Klassen von 
Kraftfahrzeugen mit mindestens vier Rädern sowie 
ihren Anhängern ausgedehnt, deren bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit 25 km/h übersteigt (Art. 1). 
Mit Artikel 2 werden die Vorschriften für Lenk- 
anlagen in das Verfahren für die EWG-Betriebs- 
erlaubnis eingegliedert. 

Er fügt sich weiterhin in die Alternativlösung der 
Harmonisierung insofern ein, als darin vorgesehen 
wird, daß die im Anhang zur Richtlinie festgelegten 
Gemeinschaftsvorschriften den gleichen Wert be- 
sitzen wie die einzelstaatlichen Vorschriften. So ist 
es nicht möglich, daß ein Mitgliedstaat die nationale 
Betriebserlaubnis eines Fahrzeugs unter dem Vor- 
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wand verweigert, daß die von dieser Richtlinie er- 
faßten Ausrüstungen und Merkmale nicht den natio- 
nalen Vorschriften entsprechen, während sie aber 
die Gemeinschaftsvorschriften erfüllen. 

Die Frist für die Inkraftsetzung der Richtlinie ist auf 
18 Monate nach ihrer Bekanntgabe festgesetzt wor- 
den, um den Mitgliedstaaten und sonstigen Betroffe- 
nen zu ermöglichen, der Richtlinie nachzukommen 
(Art. 3, § 1). 

Die Kommission ist innerhalb annehmbarer Fristen 
von jedem Vorschriftenentwurf zu unterrichten, der 
von den Mitgliedstaaten auf dem von der Richtlinie 
erfaßten Gebiet ausgearbeitet wird, damit diese sich 
gegebenenfalls hierzu äußern kann (Art. 3, § 2). 

Artikel 4 fügt sich in die sogenannte Alternativ- 
lösung als Harmonisierungsmethode ein, die vor- 
sieht, daß die Mitgliedstaaten ihre nationalen Rechts- 
vorschriften neben den Gemeinschaftsvorschriften 
beibehalten können. Um zu vermeiden, daß die Her- 
steller ihre überlieferten Praktiken plötzlich auf- 
geben müssen, ohne über die zur Anpassung erfor- 
derliche Zeit zu verfügen, ist die Koexistenz dieser 
beiden Regelungen während drei Jahren nach Be- 
kanntmachung der Richtlinie obligatorisch; erst von 
diesem Zeitpunkt an hat der Mitgliedstaat die Mög- 
lichkeit, nur die Gemeinschaftsvorschriften in Kraft 
zu lassen. 
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